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Bonn, den 12. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier; Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

— eine Verordnung (EWG) des Rates über die zeitweilige 
Aussetzung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Wein mit Ursprung in und Herkunft aus Algerien 

sowie 

— eine Mitteilung der Kommission an den Rat über die Rege- 
lung, die bei der Einfuhr von Wein mit Herkunft aus 
Algerien in die Gemeinschaft anwendbar ist. 

Dieser Vorschlag sowie die Mitteilung sind mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 16. Juli 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag und ihrer 
Mitteilung übermittelte Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die zeitweilige Aussetzung des Zollsatzes des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung in und Herkunft 

aus Algerien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: nach dem 
Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 über ergänzende Vorschrif- 
ten für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein ist es wünschenswert, bis zur Einführung 
einer endgültigen Regelung gegenüber Algerien eine 
vorläufige Regelung anzuwenden, um eine Unter- 
brechung der algerischen Weinausfuhren, die für 
dieses Land von vorrangiger Bedeutung sind, zu 
verhindern. 

Durch diese vorläufige Regelung, die für alle 
Gemeinschaftsländer die gleiche sein muß, darf der 
mit den oben genannten Vorschriften gewährleistete 
Schutz des Gemeinschaftsmarktes nicht in Frage ge- 
stellt werden; dieses Ziel dürfte durch eine zeit- 
weilige Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs unter Einhaltung des Referenzpreises er- 
reicht werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Zollsätze bei der Einfuhr von Wein aus 
frischen Weintrauben der Tarifnr. ex 22.05 des Ge- 


I meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in und Herkunft 
' aus Algerien in die Gemeinschaft sind gleich 60 ®/o 
des zum Zeitpunkt der Einfuhr geltenden Zollsatzes 
des Gemeinsamen Zolltarifs. 

I 2. Absatz 1 ist nur anwendbar, wenn die Voraus- 
‘ Setzungen des Artikels 9 Absatz 3, 2. Unterabsatz 
j der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erfüllt sind. 

! Bei der Anwendung dieses Unterabsatzes im vor- 
i liegenden Fall werden jedoch die Zollsätze des Ge- 
I meinsamen Zolltarifs durch die nach Absatz 1 ange- 
I wandten Zollsätze ersetzt. 


Artikel 2 

1. Diese Verordnung gilt bis zum 31. August 1971. 
Sie kann vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages verlängert werden. 

2. Diese Verordnung tritt am 3. Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Mitteilung der Kommission an den Rat über die Regelung, die 
bei der Einfuhr von Wein mit Herkunft aus Algerien in die 
Gemeinschaft anwendbar ist 


Bei der Annahme der Verordnung Nr. 816/70 
über zusätzliche Vorschriften für die gemeinsame 
Weinmarktorganisation (I) hat der Rat in einer Er- 
klärung im Protokoll präzisiert, daß für Wein mit 
Herkunft aus Algerien bis zum 31. August 1970 die 
bei der Annahme dieser Verordnung geltende Ein- 
fuhrregelung angewandt wird. Ab 1. September 1970 
müßte die Einfuhr algerischer Weine in die Gemein- 
schaft im Rahmen eines Assoziierungsabkommens 
geregelt werden. Sollte dieses Abkommen nicht 
rechtzeitig geschlossen werden, so könnte der Rat 
nach dem Verfahren des Artikels 43 auf Vorschlag 
der Kommission eine Ausnahmeregelung zugunsten 
Algeriens beschließen. 

Die Kommission hat auf Grund von Artikel 37 der 
genannten Verordnung eine Vorschrift erlassen, 
nach der die Mitgliedstaaten im Falle Algeriens bis 
zum 31. August 1970 abweichen dürfen. 

Da ein Assoziierungsabkommen mit Algerien nicht 
bis zum 31. August 1970 geschlossen werden kann, 
schlagt die Kommission dem Rat vor, ab 1, Septem- 
ber 1970 eine Übergangsregelung anzu wenden, die 
auf den Grundsätzen der im Rahmen einer Assozia- 
tion vorzusehenden endgültigen Regelung beruht. 

Die Kommission ist sich jedoch sehr wohl bewußt, 
daß die in Artikel 43 vorgesehenen Verfahren es 
nicht ermöglichen, diese Übergangsregelung am 
1. September in Kraft zu setzen. Sollte es sich daher 
bei den Erörterungen über die Übergangsregelung 
als notwendig erweisen, eine Unterbrechung zwi- 
schen der bis zum 31. August 1970 geltenden Rege- 
lung und der Übergangsregelung zu vermeiden, so 
würde die Kommission auf Grund von Artikel 37 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 die erforderlichen 
Maßnahmen treffen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 
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Begründung 


Bei der Annahme der Verordnung (EWG) Nr, 816/70 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die 
gemeinsame Weinmarktorganisation hat der Rat 
in einer zu Protokoll gegebenen Erklärung präzi- 
siert, daß für Wein mit Herkunft aus Algerien bis 
zum 31. August 1970 die Einfuhrregelung angewandt 
wird, die bei der Annahme dieser Verordnung gilt. 
Ferner heißt es in der Erklärung, daß der Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Verfahren ge- 
mäß Artikel 43 des Vertrages bestimmen kann, 
welche Ausnahmen für diese Einfuhren gewährt 
werden können, falls die Verhandlungen zwischen 
den Mitgliedstaaten und Algerien über die Aus- 
arbeitung eines Assoziierungsabkommens, insbeson- 
dere zur Regelung des Weinhandels zwischen der 
Gemeinschaft und Algerien, nicht bis zum 31. August 
1970 abgeschlossen sein sollten. 

Da die gegenwärtige Regelung Nachteile hat und 
ihre Verlängerung das Funktionieren der Markt- 
organisation gefährden würde, da es unmöglich ist, 
die Verhandlungen über ein allgemeines Abkommen 
zwischen der Gemeinschaft und Algerien in den 
nächsten Monaten und in jedem Falle vor dem 
31. August abzuschließen, und da schließlich die 
Weinausfuhren nach der Gemeinschaft für Algerien 
vorrangige Bedeutung haben und für diese Aus- 
fuhren eine sehr günstige Regelung gilt, auf Grund 
der historischen Bindung zwischen Algerien und 
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft, hält es die 
Kommission für notwendig, bis zur Annahme des 
oben genannten allgemeinen Abkommens eine Ge- 
meinschaftsregelung einzuführen, die an die Stelle 
der derzeitigen Regelung tritt. 

Sie schlägt daher die Annahme des beiliegenden 
Verordnungsentwurfs vor; dabei geht sie von den 
gleichen Grundsätzen aus, auf denen auch ihre Vor- 
schläge an den Rat für die endgültige Regelung der 
Weineinfuhr aus den Ländern beruhen, mit denen 
die Gemeinschaft ein Präferenzabkommen ge- 
schlossen hat oder schließen wird, sowie aus 
Algerien. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 



